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Allgemeine Einkaufsbedingungen der Voelkel GmbH 
Stand:  6. August 2026  

 

I. Allgemeine Regelungen 

1 Geltungsbereich, Vertragsschluss, Beschaffungsrisiko  

 Sämtliche Einkäufe von Gütern (inklusive Rohstoffe bzw. Hilfs- und Betriebsstoffe) und/oder 
Waren und Bezüge von Leistungen (z.B. Dienstleistungen) durch die voelkel GmbH 
(nachfolgend "Besteller" genannt) werden unter ausschließlicher Zugrundelegung der 
nachfolgenden Geschäftsbedingungen und Qualitätsanforderungen sowie der jeweils 
einschlägigen, bei Auftragserteilung mitgeteilten Spezifikationen abgewickelt. Das Prinzip 
der Nachhaltigkeit und Gemeinwohlorientierung wird bei allen Einkaufsentscheidungen 
mit berücksichtigt. Der Besteller orientiert sich an ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Kriterien. Dabei stehen die drei Betrachtungsebenen in Wechselbeziehung und 
werden als gleichwertig angesehen. 

 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten ausschließlich. Entgegenstehende oder 
von diesen Bedingungen ganz oder teilweise abweichende Bedingungen des Verkäufers 
und/oder Leistungserbringers und/oder der vom Verkäufer und/oder Leistungserbringer 
eingeschalteten Personen (nachfolgend zusammenfassend „Lieferer“ oder „Lieferant“ 
genannt) erkennt der Besteller nicht an, es sei denn, er hat ausdrücklich schriftlich ihrer 
Geltung zugestimmt. Ihnen wird hiermit vorsorglich ausdrücklich widersprochen. Dies gilt 
auch dann, wenn der Besteller in Kenntnis entgegenstehender oder abweichender 
Bedingungen des Lieferanten eine Lieferung und/oder Leistung vorbehaltlos annimmt 
und/oder der Lieferer angibt, dass nur durch ihn zuvor anerkannte, von seinen eigenen 
Geschäftsbedingungen abweichende Geschäftsbedingungen gelten sollen.  

 Das Zustandekommen wirksamer Verträge mit dem Lieferer kann über Mengenkontrakte, 
Zeitkontrakte, Einzelverträge sowie durch wechselseitige Erklärungen erfolgen. Ein Vertrag 
kommt mit dem Besteller nur zustande, wenn er den Auftrag ausdrücklich mindestens in 
Textform erteilt. Gleiches gilt für Auftragsänderungen.  

 Der Besteller kann auch nach Vertragsschluss Änderungen des Liefergegenstandes bzw. der 
Leistung verlangen und den Vertrag, Einzelaufträge oder Abrufkontingente ganz oder 
teilweise stornieren, sofern dies für den Lieferer zumutbar ist.  Bei diesen Änderungen sind 
von beiden Vertragspartnern die Auswirkungen insbesondere hinsichtlich etwaiger Mehr- 
oder Minderkosten sowie der Liefer- bzw. Leistungstermine angemessen zu 
berücksichtigen.  

 Der Lieferer übernimmt das Beschaffungsrisiko für von ihm geschuldeten Lieferungen und 
Leistungen für seine Vorlieferkette, insbesondere hinsichtlich der Selbstbelieferung durch 
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seine Vorlieferanten und hinsichtlich der Themen, die Auswirkungen auf Ernte-Erträge 
haben können. 

2 Lieferort; Modalitäten der Anlieferung und Anlieferbedingungen 

 Waren sind entsprechend der jeweiligen Bestellung an die betreffende Betriebsstelle des 
Bestellers anzuliefern, Leistungen sind dort auszuführen. Die Kosten der Anlieferung gehen zu 
Lasten des Lieferers.  

 Waren sind so zu befördern, dass Schäden oder ein Verderb auf dem Transport vermieden 
werden. Öffentlich-rechtliche Bestimmungen oder individuell getroffene Absprachen über den 
Versand sind einzuhalten.  

 Alle Sendungen sind gemäß der vorliegenden Spezifikation zu kennzeichnen und 
ordnungsgemäß zu verpacken.  

 Jeder Lieferung muss der dazugehörige, gültige und ordnungsgemäß nach den Vorgaben des 
Bestellers ausgefüllte Lieferschein beigefügt werden.  

 Das Versand- und Transportrisiko, d.h. die Gefahr des zufälligen Untergangs und der 
zufälligen Verschlechterung der Ware, trägt der Lieferer bis zur Übergabe an den Besteller.  
Die Übergabe erfolgt mit der tatsächlichen Annahme der Ware als vertragsgemäß am 
benannten Bestimmungsort des Bestellers.  

3 Lieferzeit; Lieferverzögerungen; Verzug  

 Alle Liefertermine, einschließlich etwaiger Nachfristen, sind stets fix vereinbart.  

 Sobald der Lieferer annehmen kann, dass er seine vertragliche Verpflichtung ganz oder 
teilweise nicht oder nicht fristgerecht erfüllen kann, hat er dies sofort mindestens in 
Textform unter Angabe von Gründen und ggf. der voraussichtlichen Dauer der Verzögerung 
anzuzeigen.  Der Besteller kann in diesem Fall die vertraglichen oder gesetzlichen Rechte 
aus Verzug geltend machen.  

4 Teillieferungen, Minderlieferungen, Mehrlieferungen  

 Teillieferungen bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Bestellers.  

 Der Besteller behält sich vor, Mehr- oder Minderlieferungen im Einzelfall anzuerkennen. 
Ansonsten gilt, dass abweichende Lieferungen grundsätzlich nicht als vertragsgemäß 
anerkannt werden und zum Zurückweisen der Lieferung berechtigen. Im Fall von 
Mehrlieferungen ist der Besteller berechtigt, die Annahme der kompletten Lieferung zu 
verweigern. Durch Mehr-/Minderlieferungen verursachte Mehrkosten und Schäden trägt 
der Lieferer. 

5 Preise  

 Vereinbarte oder bestätigte Preise sind bindende Festpreise. Änderungen für die Zukunft 
bedürfen zur Wirksamkeit mindestens der Textform. Die Preise beziehen sich für Güter 
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und/oder Waren auf die Nettomenge ohne jegliche Verpackung. Das Gewicht der 
Verpackung („Tara“) wird nicht bezahlt. Jede Lieferung erfolgt DDP Benannter 
Bestimmungsort (Incoterms 2020).  

 Nachforderungen des Lieferers sind grundsätzlich ausgeschlossen. Während der Laufzeit 
der Auftragsabwicklung ist keine Anhebung der Preise möglich. Preiserhöhungen müssen 
ausdrücklich vom Besteller zumindest in Textform bestätigt werden. Im Fall nachweislich 
gestiegener Rohstoff- und Produktionskosten in erheblichem Umfang ist der Besteller 
bereit nach Treu und Glauben mit dem Lieferer über eine Berücksichtigung bei künftigen 
Bestellungen zu sprechen. Bis zu einer Einigung gelten die bisherigen Preise fort.   

6 Produktqualität; zusätzliche Leistungs-, Kontroll- und Sorgfaltspflichten bei besonderer Ware 

 Die Spezifikationen der gelieferten Waren sind Grundlage für die Standards der Produkte und 
gehören zur vereinbarten Beschaffenheit der gelieferten Waren. Jede beabsichtigte 
Spezifikationsänderung (z.B. auch Rezepturänderung) bedarf zu Ihrer Wirksamkeit der 
ausdrücklichen Bestätigung durch den Besteller mindestens in Textform. 

 Beim Verkauf und der Lieferung von Lebensmitteln, Futtermitteln, pharmazeutischen und 
kosmetischen Produkten sowie den für deren Herstellung erforderlichen Hilfs- und Rohstoffen 
sowie Verpackungen und sonstigen Bedarfsgegenständen, die besonderen regulatorischen 
Vorgaben unterliegen („besondere Ware“)  haben Lieferanten zusätzlich die nachfolgend 
aufgeführten, besonderen Pflichten zu beachten und einzuhalten: 

 Der Lieferant garantiert, die jeweils einschlägigen nationalen und gemeinschaftsrechtlichen 
Bestimmungen (insb. eventuelle lebensmittel-, bedarfsgegenstands- und/oder 
arzneimittelrechtlichen Vorgaben) einzuhalten. Diese Verpflichtung erstreckt sich auch auf 
untergesetzliche Leitlinien und Richtlinien, die die Verkehrsauffassung wiedergeben. Sie 
umfasst insbesondere auch die Garantie der Verkehrsfähigkeit der besonderen Ware im Hinblick 
auf Zusammensetzung und Kennzeichnung in Deutschland und der restlichen EU. 

 Lieferanten, die Verpackungen/Verpackungsmaterial, Lebensmittel, Bedarfsgegenstände 
und/oder Transportdienstleistungen liefern/erbringen, sind verpflichtet, während der gesamten 
Vertragsbeziehung ein GFSI-zertifiziertes Qualitätsmanagementsystem zu betreiben, die 
Qualitätssicherungsmaßnahmen zu dokumentieren und die Aufzeichnungen der 
durchgeführten Prüfungen, Messungen und Kontrollen für mindestens 10 Jahre zu archivieren. 

 Der Lieferant garantiert die lückenlose Rückverfolgbarkeit der besonderen Ware und der für 
ihre Herstellung verwendeten Rohstoffe. Bei Lebensmitteln ist die Rückverfolgbarkeit gemäß 
VO 178/2002 innerhalb von 24 Stunden zu gewährleisten, im Falle einer drohenden 
Gesundheitsgefahr bei jeder Art besonderer Ware jedenfalls unverzüglich. Der Lieferant wird 
seine Vorlieferanten zur Sicherstellung einer entsprechenden Rückverfolgbarkeit verpflichten. 

 Der Lieferant hat die Einhaltung der Anforderungen dieser Ziffer 6.2 durch geeignete, aktuelle 
und nachvollziehbare Unterlagen, Bescheinigungen, Spezifikationen, Analysen oder 
Konformitätserklärungen nachzuweisen, die er der jeweiligen Lieferung unaufgefordert 
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beizufügen hat. Zudem ist bei Lieferung besonderer Ware eine Erklärung, dass die Ware den 
einschlägigen rechtlichen Anforderungen entspricht („Certificate of Conformity“), sowie ein 
Analysebericht beizufügen. Sofern in der Bestellung ein Analyseumfang festgelegt ist, ist dieser 
Teil des Analyseberichts. 

 Der Lieferant stellt dem Besteller, soweit kein früherer Zeitpunkt vereinbart ist, spätestens mit 
der Lieferung sämtliche Informationen zur Besonderen Ware zur Verfügung, die dieser für eine 
vollständige und rechtmäßige Kennzeichnung seiner Produkte benötigt. Dies erstreckt sich auch 
auf Angaben zur Herkunft und konkreten Zusammensetzung der Ware. 

 Der Lieferant hat dem Besteller bei Angebotsabgabe mitzuteilen, wenn er besondere Ware 
anbietet, die er in einem anderen Land als dem seines Geschäftssitzes produziert oder die er aus 
einem anderen Land bezieht. Der Bezug besonderer Ware aus einem vom Ursprungsland 
abweichenden Land muss vom Besteller vorab freigegeben werden. 

 Der Lieferant darf die Ausführung von übernommenen Herstell- und Lieferpflichten nur nach 
vorheriger schriftlicher Zustimmung des Bestellers Dritten überlassen. Dies gilt auch für eine 
teilweise Überlassung, wenn sie wesentlich ist. 

 Soweit nicht ausdrücklich abweichend vereinbart, dürfen Einzellieferungen jeweils nur aus einer 
Charge erfolgen. 

 Der Lieferant hat den Besteller über jede Abweichung von den gesetzlichen und 
untergesetzlichen Vorgaben im Sinne der Ziffer 6.2.1 unverzüglich schriftlich zu informieren. 
Etwaige Maßnahmen sind mit dem Besteller abzustimmen. Insbesondere entscheidet der 
Besteller – vorbehaltlich der gesetzlichen Pflichten des Lieferanten – über Durchführung und 
Kommunikation von Warenrücknahmen und -rückrufen. 

7 Rechnungsstellung, Zahlung, Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte, Skonto  

 Zahlungen erfolgen grundsätzlich entsprechend den mit der Bestellung oder sonst 
mindestens in Textform vereinbarten Zahlungsbedingungen. Im Übrigen werden 
Rechnungen 30 Tage nach ordnungsgemäßer Rechnungstellung fällig. Bei vorfälliger 
Zahlung innerhalb von 14 Tagen nach ordnungsgemäßer Rechnungsstellung räumt der 
Lieferer Skonto in Höhe von 3 Prozent ein.  

 Rechnungen sind auf der Basis der tatsächlichen Eingangsmenge zu stellen.  

 Die Rechnungen sind in Einklang mit den umsatzsteuerlichen Vorgaben zu stellen.  

 Alle Rechnungen sind grundsätzlich als PDF an invoice@voelkeljuice.de zu übermitteln, sofern 
nicht etwas anderes vereinbart ist.  

 Alle Zahlungen erfolgen seitens des Bestellers nur an den Lieferer. Die Abtretung der 
Forderungen des Lieferers gegen den Besteller an Dritte ist ausgeschlossen. Maßgebend für 
den Beginn der dem Besteller eingeräumten Zahlungsfrist ist der Rechnungseingang beim 
Besteller. 
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 Der Besteller hat das Recht, gegen Ansprüche des Lieferers auch mit von diesem bestrittenen 
Forderungen aufzurechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht auszuüben. Der Besteller kann 
gegen Ansprüche des Lieferers auch mit Forderungen aufrechnen, die Firmen zustehen, mit 
denen der Besteller rechtlich verbunden ist. 

8 Gewährleistung; Reichweite der Haftung des Lieferers  

 Der Lieferer schuldet mangelfreie Lieferung. Er garantiert, dass die Ware bzw. Leistung frei von 
Sach- und Rechtsmängeln ist, dem neuesten Stand der Technik, den einschlägigen nationalen 
und europäischen rechtlichen Bestimmungen (insbesondere auch, aber nicht nur, des 
Lebensmittelrechts und des Nachhaltigkeitsrechts) den Vorschriften und Richtlinien von 
Behörden, Berufsgenossenschaften und Fachverbänden sowie ggf. der von uns übergebenen 
Spezifikation, der vereinbarten Beschaffenheit sowie den weiteren subjektiven und objektiven 
Anforderungen (§ 434 BGB) und den Angaben in der Bestellung/dem Auftrag entspricht. 

 Für die Rechte des Bestellers bei Sach- oder Rechtsmängeln nach dieser Ziffer 8 und nach Gesetz 
gelten die gesetzlichen Vorschriften: Die gesetzlichen Gewährleistungsansprüche stehen dem 
Besteller ungekürzt zu. Soweit einzelne Garantieansprüche über die gesetzlichen Ansprüche 
hinausgehen, bleiben diese davon unberührt. 

 In dringenden Fällen, falls der Lieferer nicht erreichbar war und die Gefahr unverhältnismäßig 
hoher Schäden besteht, hat der Besteller das Recht, die Nacherfüllung auf Kosten und Gefahr 
des Lieferers vorzunehmen oder durch Dritte vornehmen zu lassen. Der Besteller wird den 
Lieferanten von solchen Maßnahmen unverzüglich informieren. 

 Für die der Verjährung unterliegenden Mängelansprüche gilt jeweils eine Frist von 36 Monaten, 
beginnend mit Eintreffen der Ware am Bestimmungsort. Bei Erbringung sonstiger Leistung gilt 
die regelmäßige Verjährungsfrist. Längere gesetzliche Verjährungsfristen für die Verjährung von 
Mängelansprüchen sowie der Lauf der gesetzlichen Verjährungsfrist für Garantien bleiben 
hiervon unberührt. 

 Das Recht des Bestellers zur Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen bleibt vom 
Rücktritt oder einer Minderung unberührt. Bedingungen des Lieferers, die die Haftung auf 
Schadenersatz in bestimmten Fällen (z.B. leichte Fahrlässigkeit) ausschließen oder dem Grunde 
oder der Höhe nach beschränken, werden nicht anerkannt. 

 Die Bezahlung von Rechnungen im ordentlichen Geschäftsgang stellt grundsätzlich nie einen 
Verzicht auf Gewährleistungsansprüche des Bestellers dar.  

9 Untersuchungs- und Rügeobliegenheit  

 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen 
Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Die Untersuchungspflicht des 
Bestellers beschränkt sich auf Mängel, die bei der Wareneingangskontrolle unter 
äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten (z. B. 
Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei der Qualitätskontrolle im 
Stichprobenverfahren erkennbar sind. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine 
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Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach 
ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Die Rügepflicht für später entdeckte Mängel 
bleibt unberührt. Unbeschadet der Untersuchungspflicht gilt eine Mängelrüge jedenfalls 
dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von drei Arbeitstagen ab 
Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Mängeln, ab Ablieferung abgesendet wird. 

 Der Rügeobliegenheit ist Genüge getan, wenn der Besteller dem Lieferer die Mängel in einer 
Weise beschreibt, dass der Lieferer der Mangelursache nachgehen kann. Bedarf es nach 
Auffassung des Lieferanten darüberhinaus weiterer Informationen zur Ermittlung der 
Mangelursache, so wird er dem Besteller hiervon mindestens in Textform Mitteilung machen.  

 Die vorläufige Behandlung der beanstandeten Ware richtet sich grundsätzlich nach § 379 HGB. 
Der Lieferer beteiligt sich hälftig an den laufenden Verwahr- und etwaigen Verwertungskosten. 
Soweit die Beanstandung zu Unrecht erfolgt ist, erstattet der Besteller nach Feststellung der 
entsprechenden Mangelfreiheit der Ware diese Kosten an den Lieferer. Soweit die Beanstandung 
zu Recht erfolgt ist, ist der Lieferer verpflichtet, die Kosten im Rahmen der Gewährleistung 
vollständig zu tragen.  

 Unbeschadet der vorstehenden Regelung sind beanstandete Güter vom Lieferer am benannten 
Bestimmungsort auf eigene Kosten innerhalb von sieben Tagen nach entsprechender 
Aufforderung durch den Besteller zurückzunehmen. Nimmt der Lieferer die Waren nicht 
innerhalb der vorgenannten Frist zurück, ist der Besteller zur freihändigen Verwertung und 
Entsorgung berechtigt.  

10 Eigentum und Eigentumsvorbehalt 

Der Eigentumsübergang auf den Besteller erfolgt im Zeitpunkt der Lieferung. Der Besteller 
widerspricht Eigentumsvorbehaltsregelungen des Lieferers, sofern diese über den einfachen 
Eigentumsvorbehalt hinausgehen. Sie bedürfen im Einzelfall einer vorherigen schriftlichen 
Vereinbarung.  

11 Geistiges Eigentum  

Soweit nicht anders vereinbart, gehen alle im Rahmen der Leistungserbringung entstandenen 
urheberrechtlichen Nutzungsrechte, gewerblichen Schutzrechte und schutzrechtsähnlichen 
Rechtspositionen an den vertraglich erbrachten Leistungen und an allen anderen schriftlichen, 
maschinenlesbaren und sonstigen im Rahmen der Leistungserbringung geschaffenen 
Arbeitsergebnisse einschließlich Know-how ohne weitere Bedingung und ohne zusätzliches 
Entgelt mit ihrer Entstehung auf den Besteller über. Sie stehen dem Besteller räumlich, zeitlich 
und inhaltlich uneingeschränkt und ausschließlich zu und können von Besteller ohne 
Zustimmung des Lieferers erweitert, übertragen, überarbeitet, angepasst, geändert, 
vervielfältigt, dekompiliert oder veröffentlicht werden.   

12 Haftung des Bestellers  

 Die Haftung des Bestellers für Pflichtverletzungen, die weder vertragswesentliche Pflichten 
des Bestellers betreffen noch zu Schäden von Leben, Körper oder Gesundheit geführt haben, 



 
 
 

 7 

ist ausgeschlossen, soweit solche Pflichtverletzungen weder grob fahrlässig noch vorsätzlich 
erfolgt sind. Die gesetzliche Beweislastverteilung bleibt unberührt. 

 Die Haftung des Bestellers für die Verletzung seiner vertragswesentlichen Pflichten ist auf 
den vorhersehbaren und vertragstypischen Schaden begrenzt. Vertragswesentlich sind 
solche Pflichten, ohne deren Erfüllung der Vertrag nicht gedacht werden kann.  

13 Höhere Gewalt  

„Höhere Gewalt“, d.h. unabwendbare von außen kommende Ereignisse wie Krieg, Bürgerkrieg, 
terroristische Attacken, Streiks, Arbeitskampf, Aufstand, Aufruhr, Pandemien, 
Naturkatastrophen, schwere Unwetter  etc. befreien die jeweilige Partei für die Dauer der 
Störung und im Umfang ihrer Wirkung von der Verpflichtung zur Annahme bzw. Abnahme der 
bestellten Lieferung/ Leistung.  Die jeweils betroffene Partei gibt der anderen Partei in diesem 
Fall im Rahmen des Zumutbaren unverzüglich die erforderlichen Informationen. Die Lieferung 
hat nach der Benach-richtigung des Lieferers über den Fortfall des Ereignisses unverzüglich zu 
erfolgen. Wenn die Lieferung/Leistung wegen der durch die Höhere Gewalt verursachten 
Verzögerung für den Besteller unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte nicht 
mehr verwertbar ist, sind beide Parteien zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Allgemeine 
Spannungen in den globalen Lieferketten, welche die Beschaffung erschweren, insbesondere 
Lieferverzögerungen und Lieferausfälle bei den Vorlieferanten des Lieferers, etwa infolge von 
Energie- und/oder Roh-stoffversorgungsproblemen oder aufgrund wirtschaftlich erschwerter 
Bedingungen, sind ohne Hinzutreten weiterer Umstände keine Höhere Gewalt, auch wenn diese 
für den Lieferanten im Einzelfall ggf. nicht vorhersehbar waren.  

14 Sozio-ökologische und ethische Compliance  

 Der Lieferer verpflichtet sich, die sozio-ökologischen und ethischen Vorgaben, die sich aus der 
Zusammenarbeit mit Besteller ergeben, anzuerkennen, diese einzuhalten und innerhalb der 
eigenen Lieferkette angemessen gegenüber den Vorlieferanten zu adressieren.  

 Der Lieferer hat insbesondere den Code of Conduct des Bestellers zur Kenntnis genommen und 
erkennt dessen Inhalt als verbindlich an. Der Code of Conduct ist unter folgendem Link abrufbar: 
https://voelkel.bio/agb/#code-of-conduct  
Dem Lieferer ist bekannt, dass Verstöße gegen den Code of Conduct im Einzelfall 
Pflichtverletzungen im Rahmen der vertraglichen Beziehung darstellen können, die 
Schadenersatzansprüche nach sich ziehen können; im Fall gravierender oder wiederholter 
Verstöße gegen den Code of Conduct kann dem Besteller ein Recht zur Suspendierung oder 
außerordentlichen Kündigung der vertraglichen Beziehung auch ohne Fristsetzung zustehen 
(ultima ratio).  

15 Geheimhaltung, Werbung  

 Der Lieferer ist verpflichtet, über alle ihm im Zusammenhang mit der Geschäftsverbindung und 
bekannt gewordenen Betriebsdaten und Informationen, auch über die Kunden, Stillschweigen 
zu bewahren und seine Mitarbeiter und sonstige Erfüllungsgehilfen entsprechend zu 
verpflichten. Ausgenommen hiervon sind allgemein öffentlich zugängliche Daten. 
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 Der Lieferer ist ohne schriftliche Zustimmung des Bestellers nicht berechtigt, Informationen 
über eine beabsichtigte oder bestehende vertragliche Zusammenarbeit mit dem Besteller zu 
Referenz- oder Marketingzwecken zu verwenden. Das Fotografieren auf den Grundstücken und 
Betriebsstätten des Bestellers sowie die Nutzung oder Veröffentlichung von Bildern und Daten 
jeglicher Art ist ohne schriftliche Zustimmung des Bestellers untersagt. 

16 Schlussbestimmungen; Streitbeilegung 

 Der Einsatz von Unterauftragnehmern durch den Lieferer ist nur nach vorheriger Information 
und Zustimmung durch den Besteller zulässig. Die Zustimmung darf nur aus triftigem Grund 
verweigert werden.  

 Für die Geschäftsbedingungen und die gesamten Rechtsbeziehungen zwischen dem 
Besteller und dem Lieferer gilt ausschließlich deutsches Recht. Die Anwendung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen 
Warenkauf (CISG) wird ausgeschlossen. 

 Streitbeilegung 

 Im Fall einer Streitigkeit aus oder im Zusammenhang mit Ihrer Geschäftsbeziehung, bemühen 
sich die Parteien zunächst, diese durch Verhandlungen gütlich beizulegen. Dabei sollen 
zunächst auf operativer Ebene Verhandlungen geführt werden. Falls diese aus Sicht einer Partei 
gescheitert sind, kann diese die Streitigkeit auf Managementebene eskalieren. Ab diesem 
Zeitpunkt ist die Streitigkeit grundsätzlich innerhalb einer Frist von 30 Tagen durch 
Managementvertreter beider Parteien mit Ziel einer einvernehmlichen Lösung zu diskutieren.  

 Innerhalb der vorstehenden 30-Tages-Frist kann jede Partei einmalig die Anberaumung einer 
Mediation vorschlagen. Die jeweilig andere Partei wird sich hierzu innerhalb von fünf 
Werktagen verhalten. Stimmt sie der Mediation zu, werden die Parteien einvernehmlich eine 
Mediator festlegen. Die Kosten der Mediation tragen die Parteien zu gleichen Teilen. Bis zum 
Abschluss oder dem Scheitern der Mediation ist eine Klage im ordentlichen Rechtsweg 
unzulässig. Stimmt die andere Partei der Mediation nicht zu, so sind beide Seiten nach Ablauf 
der vorstehenden 30-Tages-Frist zur Einleitung gerichtlicher Maßnahmen berechtigt.  

 Bei Vorliegen der vorstehend beschriebenen Voraussetzungen, kann jede Partei den Streit vor 
die zuständigen staatlichen Gerichte tragen. Für alle sich aus dem Vertragsverhältnis 
ergebenden Streitigkeiten wird als Gerichtsstand Lüneburg vereinbart. Ungeachtet dieser 
Gerichtsstandsvereinbarung kann der Besteller den Lieferer auch vor jedem anderen 
Gericht verklagen, welches nach dem deutschen Recht zuständig ist. 

 


